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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
18. Mai 1967 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Ruanda über 
die Förderung von Kapitalanlagen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Vertrages 
in deutscher und französischer Sprache, der zugehörige Brief- 
wechsel sowie eine Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern des Auswärti- 
gen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 321. Sitzung am 22, März 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der 
Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Lücke 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 18. Mai 1967 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ruanda 
über die Förderung von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Kigali am 18. Mai 1967 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ruanda über die Förderung von 
Kapitalanlagen sowie dem Protokoll und dem Brief- 
wechsel vom gleichen Tage wird zugestimmt. Der 
Vertrag, das Protokoll und der Briefwechsel werden 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Diese Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 13 Abs. 2 sowie das Protokoll und der 
Briefwechsel in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das im 
Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den 
Landern oder den Gemeinden ganz oder zum Teil 
zufließt. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll — mit Ausnahme der Bestimmun- 
gen der Protokollnummer 7, soweit sie sich auf die 


Luftfahrt beziehen — auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 13 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ruanda 
über die Förderung von Kapitalanlagen 

Traite 

entre la Republique Rwandaise et la Republique föderale d'Allemagne 
relatif ä lencouragement des investissements de capitaux 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und 

DIE REPUBLIK RUANDA 

IN DEM WUNSCH, die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen ihren beiden Staaten zu vertiefen, 

IN DEM BESTREBEN, günstige Bedingungen für Kapi- 
talanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaften 
des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen Staates 
zu schaffen, und 

IN DER ERKENNTNIS, daß die Förderung dieser 
Kapitalanlagen geeignet ist, die privatwirtschaltlichc 
Initiative zu beleben lind den Wohlstand beider Völker 
zu mehren — 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet in 
Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften die Kapi- 
talanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei zulassen, diese Anlagen 
nach Möglichkeit fördern und die Erteilung der erfor- 
derlichen Genehmigungen wohlwollend erwägen. 

Artikel 2 

Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet die 
Staatsangehörigen und Gesellschaften der anderen Ver- 
tragspartei hinsichtlich der in ihrem Eigentum oder unter 
ihrem Einfluß stehenden Kapitalanlagen, hinsichtlich 
ihrer beruflichen und wirtschaftlichen Betätigung im 
Zusammenhang mit diesen Kapitalanlagen sowie hin- 
sichtlich der Verwaltung, der Nutzung und des Gebraudis 
derselben nicht ungünstigeren Bedingungen unterwerfen 
als ihre eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften 
oder Staatsangehörige und Gesellschaften dritter Staa- 
ten. 

Artikel 3 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei vollen Schutz und volle 
Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen Wohl 
und gegen Entschädigung enteignet werden. Die Entschä- 
digung muß dem Wert der enteigneten Kapitalanlage 
im Zeitpunkt der Enteignung entsprechen sowie unver- 
züglich festgesetzt und geleistet werden; sie muß tatsäch- 
lich verwertbar und frei transferierbar sein. Die Recht- 
mäßigkeit der Enteignung und die Höhe der Entschädi- 
gung müssen in einem ordentlichen Rechtsverfahren nach- 
geprüft werden können. 


LA REPUBLIQUE RWANDAISE 
et 

LA REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE 

DESIREUSES d’approfondii la Cooperation economique 
entre Ieurs deux Etats, 

SOUCIEUSES de creer des conditions favorables ä l'in- 
vestissement de capitaux par des ressortissants et des 
societes de Tun des deux Etats sur le territoire de l'autre 
Etat et 

RECONNAISSANT que l'encomdgemeiit de ces inves- 
tissements csl susceplible de stimuler linitiative econo- 
mique privee et daugmentei la prosperite des deux 
nations, 

SONT CONVENUES DE CE QUI SU1T: 

Article l f - r 

Chaque Partie Conti actante admettra sur son territoire. 
en conformite de sa legislation, les investissements de 
capitaux effectues par des ressortissants el des societes 
de 1‘autre Partie Contractante, encouragera si possible ces 
investissements ei. considerera avec bienveillance la 
questlon de l'octioi des aulorisations necessaires. 

Article 2 

Aueune Partie Contractante ne soumeltra, sur son U i- 
ritoire, les ressortissants et les societes de l'autre Partie 
Contractante, en ce qui concerne les investissements dont 
ils sont proprietaires ou qui sont soumis ä leur influence, 
l’activite professionnelle et economique qu'ils exercent 
en connexion avec ces investissements ainsi que l'ad- 
ministration, la jouissance et l'utilisation de ces inves- 
tissements, a des conditions moins favorables que celles 
auxquelles sont soumis ses propres ressortissants et so- 
cietes ou les ressortissants et societes d’Etats Tiers. 

M 

Article 3 

(1) Les investissements de capitaux effectues par des 
ressortissants et des societes d'une Partie Contractante 
jouiront, sur le territoire de l'autre Partie Contractante, 
d'une protection et d'une securite integrales. 

(2) Les ressortissants et les societes d'une Partie Con- 
tractante ne pourront etre expropries de leurs investisse- 
ments de capitaux sur le territoire de l'autre Partie Con- 
tractante que pour des raisons d'utilite publique et contre 
indeinnisation. L'indemnisation devra correspondre ä la 
valeur de l'investissement exproprie, evaluee au moment 
de l’expropiialion, etre fixee et versee sans retard in- 
justifie ; eile devra etre effectivement realisable et libre- 
ment transferable. La legalite de 1'expropriation et le 
montant de l'indemnite devront pouvoir etre verifies par 
une procedure judiciaire ordinaire. 
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(3) Erleiden Staatsangehörige und Gesellschaften einer 
Vertragspartei durch Krieg oder sonstige bewaffnete 
Auseinandersetzungen, Revolution oder Aufruhr im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Verluste an 
ihren dort befindlichen Kapitalanlagen, so werden sie 
von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstat- 
tungen, Abfindungen, Ausgleichszahlungen oder sonsti- 
gen Entschädigungen nicht ungünstiger behandelt als 
ihre eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften. Hin- 
sichtlich des Transfers solcher Leistungen sichern sich 
die Vertragsparteien gegenseitig zu, die Rechte der 
Staatsangehörigen und Gesellschaften der anderen Ver- 
tragspartei nicht ungünstiger zu behandeln als die ent- 
sprechenden Rechte der Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften eines dritten Staates. 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für Erträgnisse 
von Kapitalanlagen. 


Artikel 4 

Jede Vertragspartei gewährleistet nach Maßgabe der 
Nummer 4 Buchstabe a) des Protokolls zu diesem Ver- 
trage den Staatsangehörigen und Gesellschaften der 
anderen Vertragspartei den Transfer des Kapitals und 
der Erträgnisse sowie im Falle der Liquidation den Trans- 
fer des Erlöses. 

Artikel 5 

Wird eine Vertragspartei aus einer Gewährleistung 
für eine Kapitalanlage, die nach Nummer 1 Buchstabe b) 
des Protokolls zu diesem Vertrage genehmigt worden 
ist, in Anspruch genommen, so ist sic unbeschadet ihrer 
Rechte aus Artikel 10 berechtigt, die ihr kraft Gesetzes 
zugefallencn oder von ihrem Rechtsvorgänger abgetre- 
tenen Rechte (übertragene Rechte) zu den gleichen Be- 
dingungen wie dieser auszuüben. Für den Transfer der 
auf Grund des Rechtsüberganges an die Vertragspartei 
zu leistenden Zahlungen gelten Artikel 3 Absätze 2, 3 
und 4 und Artikel 4 sinngemäß. 


Artikel 6 

(1) Soweit die Beteiligten nicht mit Billigung der zu- 
ständigen Stellen der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet sich die Kapitalanlage befindet, eine abweichende 
Regelung getroffen haben, erfolgen Transferierungen nach 
Artikel 3 Absätze 2, 3 und 4, nach Artikel 4 oder Arti- 
kel 5 unverzüglich und zu dem für laufende Geschäfte 
am Tage des Transfers gültigen Kurs. 


(2) Der für laufende Geschäfte gültige Kurs beruht aut 
dem mit dem Internationalen Währungsfonds verein- 
barten Paritätswert (par value) und muß innerhalb der 
nach Artikel IV Abschnitt 3 des Abkommens über den 
Internationalen Währungsfonds zugelassenen Schwan- 
kungsbreite beiderseits der Parität (parity) liegen. 

(3) Besteht in bezug auf eine Vertragspartei am Tage 
des Transfers kein Umrechnungskurs im Sinne des Ab- 
satzes 2, so wird der amtliche Kurs angewandt, den diese 
Vertragspartei für ihre Währung im Verhältnis zum 
US-Dollar oder zu einer anderen frei konvertierbaren 
Währung oder zum Gold festgelegt hat. Ist auch ein 
solcher Kurs nicht festgelegt, so lassen die zuständigen 
Stellen der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet sich 
die Kapitalanlage befindet, einen Umrechnungskurs zu, 
der gerecht und billig ist. 


(3) Si des ressortissants et des societes d’une Partie 
Contractante subissent, par l'effet d'une guerre ou d'un 
autre conflit arme, d'une revolution ou d’une erneute dans 
le territoire de l’autre Partie Contractante, des pertes 
d'investissements de capitaux y situes, ils beneficieront 
de la part de cette derniere Partie Contractante, en ce 
qui concerne les restitutions, indemnites, compensations 
ou autres dedommagements, d’un traitement qui ne sera 
pas moins favorable que celui accorde aux ressortissants 
et societes de cette Partie. En ce qui concerne le transfert 
de tels paiements, les Parties Contractantes se garantis- 
sent mutuellement d'accorder aux droits des ressortissants 
et des societes de l'autre Partie Contractante un traite- 
ment qui ne sera pas moins favorable que celui accorde 
aux droits analogues des ressortissants et societes d'un 
Etat Tiers. 

(4) Les dispositions des premier, deuxieme et troisieme 
paragraphes du present Article sont egalement appli- 
cables aux produits des investissements de capitaux. 

Article 4 

Chaque Partie Contractante garantit dans la mesure 
et selon les modalites prevues a l'alinea a) du numero 4 
du Protocole Annexe du present Traite aux ressortissants 
et societes de l'autre Partie Contractante le transfert du 
Capital investi et du produit de Capital, et en cas de 
liquidation, du produit de la liquidation. 

Article 5 

En cas de revendications ä l'encontre d’une Partie Con- 
tractante qui s'est portee garante d’un investissement de 
capitaux agree conformeinent a l'alinea b) du numöro 1 
du Protocole Annexe du present Traite, cette Partie est 
autorisee, sans prejudice de ses droits decoulant de l'Ar- 
ticle 10 du present Traite, ä exercer, dans les memes con- 
ditions que son auleur, les droits qui lui sont devolus 
par la force de la loi ou qui lui sont cedes par son auteur 
(droit transmis). En ce qui concerne le transfert des verse- 
ments ä effectucr ä la Partie Contractante en vertu de la 
transmission des droits, les dispositions des deuxieme, 
troisieme et quatrieme paragraphes de l’Article 3, et de 
1' Article 4 sont applicables mutatis mutandis. 

Article 6 

(1) Pour autant que les interesses n'auront pas conclu 
d'arrangement contraire avec l'approbation des autorites 
competenies de la Partie Contractante sur le territoire 
de Iaquelle se trouve I'investissement de capitaux, les 
transferts de fonds au title du deuxieme, troisieme et 
quatrieme paragraphes de l'Article 3, de l'Article 4 ou de 
l'Article 5 seront effectues sans retard injustifie et au 
cours de change valable ä la date du transfert pour les 
operations courantes. 

(2) Le cours applicable aux opeiations courantes est base 
sur le pair (par value) convenu avec le Fonds Monetaire 
International et ne doit pas depasser la marge d’oscilla- 
tion, admise aux termes de la section 3 de l'Article IV 
de l’accord relatif au Fonds Monetaire International, de 
part et d'autre de la parite (parity). 

(3) Si, pour l’une des Parties Contractantes, il n’existe 
pas, ä la date du transfert, de cours de change au sens 
du paragraphe 2 du present Article, sera applicable le 
cours officiel fixe par cette Partie Contractante pour sa 
monnaie nationale par rapport au dollar U.S. ou ä une 
autre monnaie librement convertible ou ä l’or. Si un tel 
cours n'est pas fixe non plus, les autorites competentes 
de la Partie Contractante, sur le territoire de Iaquelle le 
Capital est investi, admettront un cours de change juste 
et equitable. 
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Artikel 7 

Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die 
neben diesem Vertrag zwischen den Vertragsparteien be- 
stehen oder in Zukunft begründet werden, eine Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei eine gün- 
stigere Behandlung gewährt wird als nach diesem Vertrag 
vorgesehen ist, so bleibt diese Regelung durch den vor- 
liegenden Vertrag unberührt. Jede Vertragspartei wird 
jede andere Verpflichtung einhalten, die sie in bezug 
auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 8 

(1) Der Ausdruck „Kapitalanlagen" umfaßt alle Ver- 
mögenswerte einschließlich sämtlicher Rechte und Inter- 
essen. 

(2) Der Ausdruck „Erträgnisse" bezeichnet diejenigen 
Beträge, die innerhalb einer bestimmten Frist als Gewinn 
oder Zinsen auf eine Kapitalanlage entfallen. 

(3) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bezeichnet 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland; 

b) in bezug auf die Republik Ruanda: 

natürliche Personen, die nach den Gesetzen und son- 
stigen Rechtsvorschriften über die ruandische Staats- 
angehörigkeit Ruander sind, 

(4) Der Ausdruck „Gesellschaften " bezeichnet 

jede juristische Person sowie Handelsgesellschaft oder 
sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheitsgebiet einer 
der Vertragsparteien hat und nach den Gesetzen zu Recht 
besteht, gleichviel ob die Haftung ihrer Gesellschafter, 
Teilhaber oder Mitglieder beschränkt oder unbeschränkt 
und ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht. 

Artikel 9 

Diesem Vertrag unterliegen auch Kapitalanlagen, die 
Staatsangehörige und Gesellschaften der einen Vertrags- 
partei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet seit dem 
1. Juli 1962 vorgenommen haben. 


Artikel 10 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Vertrages sollen, soweit möglich, durch die Re- 
gierungen der beiden Vertragsparteien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mitglieder 
sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb 
von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Strei- 
tigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Er- 


A r t i c 1 e 7 

Sil resulte de la legislation de l'une des Parties Con- 
tractantes ou d'obligations internationales, existant ac- 
tuellement ou qui seront fondees ä l avenir entre les 
Parties Contractantes, ä cöte du present Traite, un regie- 
ment selon lequel il est accorde aux investissements de 
capitaux effectues par des ressortissants ou des societcs 
de l'autre Partie Contractante un traiternent plus favo- 
rable que celui prevu dans le present Traite, ce dernier 
n’affectera pas le regiement en question. Chaque Partie 
Contractante se conformera ä tous autres engagements 
relatifs aux investissements de capitaux effectues, sur son 
territoire, par des ressortissants ou des societes de l'autre 
Partie Contractante, auxqucls eile aura souscrit. 

Arti cle 8 

(1) Le terme «investissements de capitaux» comprend 
toutes les categories de biens, y inclus toutes les cate- 
gories de droits et interets. 

(2) Le terme de «produit» designe les montants reali- 
ses ä titre de benefice ou d’interet sur l'investissemcnt de 
capitaux pour une periode detenninee. 

(3) Le terme de «ressortissants » designe: 

a) en ce qui concerne la Republique rwandaise: 

les personnes physiques jouissant de la qualite de 

Rwandais conformcment aux dispositions legislatives 

el reglementaires sur la nationalite rwandaise; 

b) en ce qui concerne la Republique föderale d’Allemagne: 

les Allemands au sens de la Loi fondamentale pour 

la Republique föderale d Allemagne. 

(4) Le terme de societcs * designe: 

toute personne morale ainsi que toutc societe de com- 
merce ou autre societe ou association, avec ou sans per- 
sonnalite juridique, avant son siege sur le territoire d une 
Partie Contractante et constituce de droit en conformite 
de la legislation, que la responsabilite de ses assocics, 
participants ou membres soit limitee ou illimitee et que 
son aclivite ait un but lucratif ou non. 

A r t i c 1 e 9 

Sont egalement soumis aux dispositions du present 
Traite les investissements de capitaux que des ressortis- 
sants ou des societes de l'une des Parties Contractantes 
ont, en conformite de la legislation de l'autre Partie Con- 
tractante, effectues sur le territoire de cette derniere 
depuis le 1 er juillet 1962. 

A r ticle 10 

(1) Les differends relatifs ä l'interprötation ou ä l'appli- 
cation du present Traite devront, si possible, etre regles 
par les gouvernements des deux Parties Contractantes. 

(2) Si un differend ne peut etre regle de cette facon, 
il sera soumis ä un tribunal d'arbitrage sur demande de 
l'une des deux Parties Contractantes. 

(3) Le Tribunal d’arbitrage sera constitue «ad hoc»; 
chaque Partie Contractante nommera un membre et les 
deux membres se mettront d’accord pour choisir comme 
President le rcssortissant d'un Etat Tiers qui sera nomme 
par les gouvernements des deux Parties Contractantes. 
Les membres seront nomnies dans un delai de deux mois, 
le President dans un delai de trois mois apres que l’une 
des Parties Contractantes aura fait savoir ä l'autre qu’elle 
desire soumettre le differend ä un tribunal d'arbitrage. 

(4) Si los dölais prevus au paragraphe 3 du present 
Article nc sont pas observös et ä defaut d'un autre ar- 
rangement, chaque Partie Contractante pourra prier le 
President de la Cour Internationale de Justice de pro- 
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nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist 
er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der Vize- 
präsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das 
im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertrags- 
partei trägt die Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Ver- 
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden 
von den beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen ge- 
tragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kosten- 
regelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


Artikel 11 

Die Bestimmungen dieses Vertrages bleiben auch für 
den Fall von Auseinandersetzungen zwischen den Ver- 
tragsparteien in Kraft, unbeschadet des Rechts zu vor- 
übergehenden Maßnahmen, die auf Grund der allgemei- 
nen Regeln des Völkerrechts zulässig sind. Maßnahmen 
solcher Art werden spätestens im Zeitpunkt der tatsäch- 
lichen Beendigung der Auseinandersetzung aufgehoben, 
unabhängig davon, ob die diplomatischen Beziehungen 
wiederhergeslellt sind. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt — mit Ausnahme der Bestimmun- 
gen über die Luftfahrt — auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
gegenüber der Regierung der Republik Ruanda innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre 
lang in Kraft und verlängert sich auf unbegrenzte Zeit, 
sofern er nicht ein Jahr vor seinem Ablauf von einer der 
beiden Vertragsparteien schriftlich gekündigt wird. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit ge- 
kündigt werden, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung 
noch ein Jahr in Kraft. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens des Vertrages vorgenommen worden 
sind, gelten die Artikel 1 bis 12 noch zwanzig Jahre 
v om Tage der Beendigung dieses Vertrages an. 


GESCHEHEN zu Kigali am 18. Mai 1967 in vier Exem- 
plaren, zwei in deutscher und zwei in französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


ceder aux nominations necessaires. Au cas oü le Presi- 
dent serait ressortissant de l'une des deux Parties Con- 
tractantes, ou s'il etait empeche pour une autre raison, il 
appartiendrait au Vice-President de proceder aux nomi- 
nations. Si le Vice-President etait lui aussi ressortissant 
de l'une des deux Parties Contractantes ou s'il ötait 
egalement empeche, c’est au membre de la Cour suivant 
immediatement dans la hierarchie et qui n'est pas ressor- 
tissant de l'une des Parties Contractantes qu'il appartien- 
drait de proceder aux nominations. 

(5) Le Tribunal d'arbitrage prend ses decisions a la 
majorite des voix. Ses decisions sont obligatoires. Chaque 
Partie Contractante prendra ä sa Charge les frais occa- 
sionnes par l'activite de son propre arbitre ainsi que 
les frais de sa representation dans la procedure devant 
le Tribunal d’arbitrage; les frais du President ainsi que 
les autres frais seront assumes ä parts egales par les deux 
Parties Contractantes. Le Tribunal d'arbitrage pourra 
fixer un autre regiement concernant les depenses. Pour 
le reste, le Tribunal d'arbitrage reglera lui-meme sa pro- 
cedure. 

Article 11 

Les dispositions du present Traite resteront cn vigueur 
meme en cas de conflits qui naitraient entre les Parties 
Contractantes, sans prejudice du droit de prendre des 
mesures provisoires admissibles en vertu des regles 
generales du droit international. Les mesures de ce genre 
seront abrogees au plus tard au moment de la cessation 
effective du conflit, que les relations diplomatiques aient 
ete retablies ou non. 


Article 12 

A l’exception des dispositions relatives a la navigation 
aerienne, le present Traite s’appliquera egalement au 
Land de Berlin, sauf declaration contraire faite par le 
gouvernement de la Republique föderale d'Allemagne au 
gouvernement de la Republique rwandaise dans les trois 
mois qui suivront l'entree en vigueur du prösent Traite. 

Article 13 

(1) Le present Traite sera ratifie; les Instruments de 
ratification seront echanges aussitöt que possible ä Bonn. 

(2) Le present Traite entrera en vigueur un mois apres 
l'echange des Instruments de ratification. II restera en 
vigueur pendant dix ans et sera prolonge pour une duree 
illimitee ä moins d'etre denonce par ecrit par l'une des 
deux Parties Contractantes un an avant son expiration. 
A l'expiration de la periode de dix ans, le present Traite 
pourra etre denonce ä tout moment, mais il restera en- 
core en vigueur pendant un an apres sa denonciation. 

(3) Pour les investissemenfs de capitaux effectues 
avant la date d’expiration du present Traite, les Ar- 
ticles 1 ä 12 resteront encore applicables pendant vingt 
ans ä paitir de la date d'expiration du present Traite. 


FAIT ä Kigali, le 18 mai 1967, en quatre exemplaires. 
dont deux en langue francaise et deux en langue alle- 
mande, chacun des textes faisant egalement foi. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
S 1 e i n b a c h 


Pour la Republique rwandaise 
Thadde Bagaragaza 


Für die Republik Ruanda 
Thadde Bagaragaza 


Pour la Republique föderale d'Allemagne 
S t e i n b a ch 
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Protokoll 

Protocole 


Bei der Unterzeichnung des Vertrages über die För- 
derung von Kapitalanlagen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Republik Ruanda haben die 
Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende 
Vereinbarungen getroffen, die als Bestandteile des Ver- 
trages betrachtet werden: 

1 , Zu Artikel 1 

a) Jede Vertragspartei kann in Übereinstimmung mit 
ihren Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften im 
Rahmen des Artikels 1 darüber entscheiden, ob 
sie die erforderlichen Genehmigungen erteilt. 

b) Soweit die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschrif- 
ten einer Vertragspartei für Kapitalanlagen aus- 
ländischer Staatsangehöriger oder Gesellschaften 
ein Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren er- 
fordern, gilt dieser Vertrag für eine bestimmte 
Kapitalanlage erst dann, wenn die genannte Ver- 
tragspartei der anderen Vertragspartei notifiziert 
hat, daß das entsprechende Genehmigungs- oder 
Zulassungsverfahren abgeschlossen ist. Vom Zeit- 
punkt der Notifikation an genießt diese Kapital- 
anlage den vollen Schutz dieses Vertrages. 

2. ZuArtikel 2 

a) aa) Als „ungünstigere Bedingungen" im Sinne des 
Artikels 2 gelten insbesondere: 
jede Einschränkung des Bezuges von Roh- und 
Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen sowie 
Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, 
jede Behinderung des Absatzes von Erzeug- 
nissen im In- und Ausland sowie sonstige 
Maßnahmen mit vergleichbarer Auswirkung. 


bb) Hingegen gelten Maßnahmen, die sich aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung, der Volksgesundheit oder der Sittlich- 
keit als notwendig erweisen, nicht als „un- 
günstigere Bedingungen" im Sinne des Arti- 
kels 2. 

cc) Es besteht Einverständnis, daß Maßnahmen 
einer Vertragspartei zur funktionellen Neuge- 
staltung bestimmter Sondergebiete der natio- 
nalen Wirtschaft nicht als „ungünstigere Be- 
dingungen" im Sinne des Artikels 2 gelten, so- 
fern diese Maßnahmen auch auf die eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften und auf 
die Staatsangehörigen und Gesellschaften drit- 
ter Staaten angewandt werden. 

b) Artikel 2 wird auf die Einreise, den Aufenthalt 
und die Beschäftigung als Arbeitnehmer nicht an- 
gewendet. 

c) Jede Vertragspartei kann im Interesse ihrer natio- 
nalen Wirtschaft bei der Genehmigung oder Zu- 
lassung einer Kapitalanlage von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
mit diesen in der Genehmigungs- oder Zulassungs- 
urkunde besondere Bedingungen hinsichtlich 

aa) der Verwaltung der Kapitalanlage, 
bb) der wirtschaftlichen Betätigung, 
cc) der Wiederanlage der Erträgnisse der Kapi- 
talanlage, 


Lors de la signature du Traite relatif a l encouragement 
des investissements de capitaux, conclu entre la Republi- 
que rwandaise et la Republique föderale d'Allemagne, 
les Plenipotentiaires soussignes sont convenus, en outre, 
des arrangements suivants qni seront consideres comme 
formant partie integrante du Traite: 

1. ad Article 1 er 

a) Chaque Partie Contractante pourra, en conformite 
de ses dispositions legales et reglementaires, de- 
cider, dans le cadre de l’Article 1 er , si eile accor- 
dera les autorisations necessaires. 

b) Tant que les dispositions legales ou reglementaires 
d'une Partie Contractante exigent, dans le cas des 
investissements de capitaux de ressortissants ou 
societes etrangers, une procedure d'agrement ou 
d’admission, les dispositions du present Traite ne 
s’appliqueront ä un investissement de capitaux 
determine qu’apres notification faite par la Partie 
Contractante mentionnee plus haut a l'autre Partie 
Contractante, indiquant que la procedure d'agre- 
ment ou d'admission y relative a ete accomplie. Au 
moment de la notificalion cet investissement de 
capitaux jouira de I entiere protection du present 
Traite. 

2. a d A r t i c 1 e 2 

a) aa) Sont considerees comme ; conditions rnoins 

favorables» au sens de 1’ Article 2 notamment: 
les restrictions touchant ä l'acquisition de ma- 
tieres premieres et de matieres auxiliaires, de 
force motrice et de combustibles ainsi que de 
moyens de production et d'exploitation de tout 
genre, toute entrave ä la vente de produits ä 
l'interieur du pays et ä l’etranger, ainsi que 
toutes autres mesures ayant des effets analo- 
gues. 

bb) En revanche, les mesures prises pour des rai- 
sons de securite, de sante et d'ordre publics, 
ou de moralite. dont l’intervention s'avererait 
necessaire, ne sont pas considerees comme 
< conditions moins favorables » au sens de 
I'Article 2. 

cc) II est entendu que les mesures d'une Partie 
Contractante, tendant ä la reorganisation fonc- 
tionnelle de certains secteurs particuliers cle 
I'economie nationale, ne seront pas considerees 
comme «conditions moins favorables» au sens 
de I'Article 2, pourvu que ces mesures soient 
egalement appliquees ä ses propres nationaux 
et societes et aux nationaux et societes d'Etats 
Tiers. 

b) L’Article 2 ne sappliquera pas ä l entree, au sejour 
et ä l'emploi en tant que salarie. 

c) Chaque Partie Contractante pourra, dans l inieret 
de son economie nationale et lors de l'agrement ou 
de ladmission dun investissement de capitaux 
etfectue par des ressortissants ou des societes de 
l'autre Partie Contractante, convenir avec ceux-ci 
dans l'acte d’agrement ou d’admission de conditions 
speciales concernant: 

aa) l’administration de l'investissement de capitaux, 
bb) l'activite economique, 

cc) le reinvestissement du produit de l'investisse- 
ment de capitaux, 
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dd) der Ausbildung und Beschäftigung ihrer eige- 
nen Staatsangehörigen 

vereinbaren. Sind Bedingungen dieser Art verein- 
bart, so wird Artikel 2 insoweit nicht angewendet. 
Diese Bedingungen sind jedoch nur dann gültig, 
wenn die abweichenden Maßnahmen, die sie be- 
inhalten, in der unter Nummer 1 Buchstabe b) die- 
ses Protokolls genannten Notifikation ausdrücklich 
bezeichnet und im einzelnen festgelegt sind, 

3. Zu Artikel 3 

a) Artikel 3 Absatz 2 gilt auch für die Überführung 
einer Kapitalanlage in öffentliches Eigentum, ihre 
Unterstellung unter öffentliche Aufsicht oder ähn- 
liche staatliche Eingriffe. Unter Enteignung ist die 
Entziehung oder Beschränkung jeden Vermögens- 
rechts zu verstehen, das allein oder mit anderen 
Rechten zusammen eine Kapitalanlage bildet. 

b) Es besteht Einverständnis, daß die Anwendung der 
innerstaatlichen Straf- und Steuergesetze nicht als 
Enteignung im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 gilt. 


4. Zu Artikel 4 

a) In der Republik Ruanda wird der freie Transfer nur 
für diejenigen Kapitalanlagen gewährleistet, deren 
Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 
im voraus durch einen besonderen Genehmigungs- 
akt anerkannt worden ist. Artikel 4 ist daher au! 
Kapitalanlagen deutscher Staatsangehöriger und Ge- 
sellschaften erst dann anwendbar, wenn in der unter 
Nummer 1 Buchstabe b) dieses Protokolls vorge- 
sehenen Notifikation der freie Transfer gewähr- 
leistet wurde. Diese Bestimmungen schließen etwa- 
ige Vereinbarungen oder Verpflichtungen in bezug 
auf einen Transfer bei anderen als den vorstehend 
genannten Kapitalanlagen nicht aus. 

b) Als „Liquidation" im Sinne des Artikels 4 gilt auch 
eine zwecks vollständiger oder teilweiser Aufgabe 
der Kapitalanlage erfolgende Veräußerung. 

5. Zu Artikel 6 

Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des Arti- 
kels 6 Absatz 1 gilt ein Transfer, der innerhalb einer 
Frist erfolgt, die normalerweise zur Beachtung der 
Transferformalitäten erforderlich ist. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt der Einreichung des Transferantra- 
ges, dem alle erforderlichen Unterlagen beigefügl sind; 
sie darf zwei Monate nicht überschreiten. 

6. Zu Artikel 8 

a) Wendet eine Vertragspartei das unter Nummer 1 
Buchstabe b) dieses Protokolls vorgesehene Ver- 
fahren an, so gilt dieser Vertrag nur für Ver- 
mögenswerte einschließlich der Rechte und Inter- 
essen, die unter die Betätigung fallen, auf welche 
sich die Notifikation bezieht. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der 
Staatsangehörigkeit gilt insbesondere als Staats- 
angehöriger einer Vertragspartei jede Person, die 
einen von den zuständigen Behörden der betreffen- 
den Vertragspartei ausgestellten nationalen Reise- 
paß besitzt. 

7. Jede Vertragspartei wird Maßnahmen unterlassen, die 
entgegen den Grundsätzen des freien Wettbewerbs die 


dd) la formation professionnelle et l'emploi de ses 
propres ressortissants. 

Dans la mesure oü des conditions de ce genre sont 
convenues, les dispositions de l'Article 2 ne seront 
pas applicables. Ces conditions ne seront cepen- 
dant valables que si les mesures derogatoires 
qu'elles comportent sont explicitement precisees et 
leurs modalites fixees dans la notification men- 
tionnee ä l'alinea b du numero 1 du present Proto- 
cole. 

3. ad A rt i c 1 e 3 

a) Les dispositions du deuxieine paragraphe de LAr- 
ticle 3 sont egalement applicables au passage d'un 
investissement de capitaux en propriete publique, 
ä sa mise sous contröle public ou aux interventions 
analogues de l'Etat. On entend par expropriation le 
retrait ou la limitation de tout droit de propriete 
constituant un investissement de capitaux, seul ou 
conjointeinent avec d’autres droits. 

b) II est entendu que l’application de la legislation 
nationale en matieres repressive et. fiscale ne 
conslitue pas une expropriation au sens du 
deuxieme paragraphe de LArticle 3. 

4. a d Art Tele 4 

a) En Republique rwandaise, le libre transfert ne sera 
garanti qu’aux investissements de capitaux dont la 
contribulion au developpement economique du 
pays aura ete prealablement reconnue par un acte 
special d’agrement. Par consequent, les dispositions 
de LArticle 4 ne seront appliquees aux investisse- 
ments de capitaux effectues par des ressortissants 
et societes allemands quapres cominunication de 
la garantie de libre transfert dans la notification 
prevue ä l'alinea b) du numero 1 du present Proto- 
cole. Les dipositions ci-dessus n’excluent pas 
d'eventuels accords ou engagements en matiere de 
transfert pour ce qui est des investissements autres 
que ceux vises ci-dessus. 

b) Est egalement consideree comme « liquidation » au 
sens de LArticle 4 toute alienation effectuee en 
vue d'un renoncement total ou partiel ä Linvestis- 
sement. 

5. ad Article 6 

Est considere comme effc-ctue « sans retard injustifie» 
au sens du premier paragraphe de LArticle 6 tout 
transfert qui a lieu dans le delai normalement neces- 
saire ä l'accomplissement des formalites de transfert. 
Le delai commencera ä courir ä compter de la date de 
l introduction de ia demande de transfert assortie d'un 
dossier eomportant toutes les pieces justificatives 
necessaires el ne devra pas depasser deux mois. 

6. ad Article 8 

a) Tant qu’une Partie Contractante utilisera la proce- 
dure prevue ä l'alinea b) du numero 1 du present 
Protocole, les dispositions du present Traite ne 
s'appliqueront qu’ä des biens, y inclus les droits et 
interets, qui se situeront dans le cadre de l’activite 
ä laquelle la notification se refere. 

b) Sans prejudice d' autres procedes de determination 
de la nationalite, est consideree notamment comme 
ressortissant dune Partie Contractante toute per- 
sonne qui possede un passeport national delivre 
par les aulorites competentes de la Partie Contrac- 
tante en question. 

7. Chaque Partie Contractante s'abstiendra de prendre 
des mesures contraires aux principes de la libre con- 
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Beteiligung der Seeschiffahrt und Luftfahrt der ande- 
ren Vertragspartei an der Beförderung solcher Güter 
ausschalten oder behindern, die zur Kapitalanlage im 
Sinne dieses Vertrages bestimmt sind. Dies gilt auch 
für Güter, die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
oder eines dritten Staates mit Mitteln eines Unter- 
nehmens angeschafft werden, in dem Kapital im Sinne 
dieses Vertrages angelegt ist. 


GESCHEHEN zu Kigali am 18. Mai 1967 in vier Exem- 
plaren, zwei in deutscher und zwei in französischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 


Flir die Bundesrepublik Deutschland 
Steinbach 

Für die Republik Ruanda 
Thadde Bagaragaza 


currence et susceptibles d'eliminer ou d'entraver la 
participation de la navigation maritime et aerienne de 
l'autre Partie Contractante au transport des biens des- 
tines ä Finvestissement de capitaux au sens du present 
Traite. Cette disposition s'appliquera egalement aux 
biens acquis dans le territoire d’une Partie Contrac- 
tante ou d’un Etat Tiers moyennant des fonds d'une 
entreprise dans laquelle des capitaux sont investis au 
sens du present Traite. 


FAIT a Kigali, le 18 mai 1967, en quatre exemplaires, 
dont deux en langue franraise et deux en langue alle- 
mande, chacun des textes faisant egalement foi. 


Pour la Republique rwandaise 
Thadde Bagaragaza 

Pour la Republique föderale d'Allemagne 
S t e i n b a c h 
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Briefwechsel 


LE Ml NI STR E DES AFFAIRES ETRANGERES 
DE LA RE PUBLIQUE RWANDAISE 

Kigali, le 18 mai 1967 

Extellence, 

Me referant au Traite signe ce jour entre la Republi- 
que rwandaise et Ia Republique föderale d'Alleinagne 
relatif ä I'encouragcment des investissements de capi- 
taux, j’ai l honneur de vous faire savoir ce qui suit: 

Eniendant tacililor los opcrations et encourager le 
döveloppcment des investissements de capitaux effec- 
tues par des ressortissants ou des societes allemands, 
la Republique rwandaise accordera aux ressortissants 
allemands qui, en connexion avec des investissements 
de capitaux effectues par des ressortissants ou des 
societes allemands en la Republique rwandaise 
desireraienl entrer, söjourner et exercer une activite 
de salarie dans la Republique rwandaise, les autori- 
sations nöcessaires, ä moins que des raisons d'ordre, 
de securite et. de santö publics ou de moral ite ne s'y 
opposent. 


Veuillez agröer, Monsieur Y Ambassadeur, 1 exprtssion 
de ma tres haute consideralion. 

Thadde Bagaragaza 

Son Excellence, 

Monsieur l'Ambassadeur 

de la Republique föderale d Allemagne 


DER BOTSCHAFTER 

DLR BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

Kigali, den 18. Mai 1967 


Herr Minister, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen Schrei- 
bens zu bestätigen, das in deutscher Übersetzung folgen- 
den Wortlaut hat: 

„Unter Bezugnahme auf den heute Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Republik Ruanda und der Bun- 
desrepublik Deutschland über die Förderung von Kapi- 
talanlagen beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzutei- 
len: 

In der Absicht, die Vornahme und Entwicklung von 
Kapitalanlagen deutscher Staatsangehöriger oder Ge- 
sellschaften zu erleichtern und zu fördern, wird die 
Republik Ruanda deutschen Staatsangehörigen, die im 
Zusammenhang mit Kapitalanlagen deutscher Staats- 
angehöriger oder Gesellschaften in die Republik 
Ruanda einreisen und sich dort aufhalten und eine 
Tätigkeit als Arbeitnehmer ausüben wollen, die 
erforderlichen Genehmigungen erteilen, soweit dem 
nicht Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit, 
Volksgesundheit und Sittlichkeit entgegenstehen. " 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meinen 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

S t e i n b a c h 


Seiner Exzellenz 
dem Außenminister 
der Republik Ruanda 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2779 


Denkschrift 


I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den 
wirtschaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer 
durch verschiedene Maßnahmen der öffentlichen 
Hand. Die Bereitstellung öffentlicher Mittel für die- 
sen Zweck aus dem Bundeshaushalt ist naturgemäß 
begrenzt. Deshalb ist die Bundesregierung bestrebt, 
private Kapitalanlagen in Entwicklungsländern zu 
fördern. Zu diesem Zweck gibt sie Kredite, Garan- 
tien und Steuervergünstigungen. Diese Maßnahmen 
dienen gleichzeitig der Anregung des deutschen 
Kapitalexports und sonstigen wirtschaftspolitischen 
Interessen. 

Private Kapitalanlagen in Entwicklungsländern sind 
in besonderem Maße geeignet, zum wirtschaftlichen 
Aufbau dieser Länder und zur Verstärkung ihrer 
außenwirtschaftlichen Beziehungen mit der Bundes- 
republik beizutragen. Investitionen der privaten 
Wirtschaft führen in der Regel neben dem Zufluß 
von Geld oder Sachwerten auch gleichzeitig zur 
Vermittlung technischen Wissens und technischer 
Erfahrung durch geeignete Fachkräfte, die in den 
Entwicklungsländern besonders wertvolle Arbeit 
leisten. Private Kapitalanlagen haben den Vorzug, 
daß mit dem Kapital auch die unternehmerische 
Erfahrung investiert wird, und daß das unterneh- 
merische Risiko der Kapitalanlagen in vollem Um- 
fang vom Investor getragen wird. Die Anlage 
privaten deutschen Kapitals soll durch die Sicherung 
eines ausreichenden Rechtsschutzes auf der Grund- 
lage eines völkerrechtlichen Vertrages besonders 
gefördert werden. Das ist das Ziel des vorliegenden 
Vertrages. 

Der Vertrag trägt zugleich den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes Rechnung. Danach können zur 
Absicherung des politischen Risikos bei förderungs- 
würdigen Kapitalanlagen im Ausland Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen zu Lasten 
des Bundes in der Regel dann übernommen werden, 
wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen 
wird, eine Vereinbarung über die Behandlung von 
Kapitalanlagen besteht. 

Ebenso wie die mit anderen Entwicklungsländern 
geschlossenen Investitionsförderungsverträge ist der 
Vertrag vom 18. Mai 1967 mit der Republik Ruanda 
auf der Grundlage der Gegenseitigkeit aufgebaut 
und lehnt sich inhaltlich an die von der Bundes- 
republik geschlossenen Freundschafts-, Handels- und 
Schiffahrtsverträge an, soweit sie sich mit der Frage 
der Nichtdiskriminierung auf wirtschaftlichem Ge- 
biete und mit dem Vermögensschutz im Falle einer 
Enteignung befassen. Darüber hinaus regelt der 
Vertrag sonstige Materien, die für eine Kapital- 
anlage im Ausland von Bedeutung sind. 

II. Besonderes 

Der Vertrag enthält 13 Artikel; ihm sind ein 
Protokoll und ein Briefwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält den allgemeinen Grundsatz, daß 
Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften der einen Vertragspartei durch die andere 


Vertragspartei zugelassen, nach Möglichkeit geför- 
dert und die erforderlichen Genehmigungen wohl- 
wollend geprüft werden. 

Gemäß Nummer 1 Buchstabe a des Protokolls kann 
jede Vertragspartei in Übereinstimmung mit ihren 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften darüber 
entscheiden, ob sie die erforderlichen Genehmigun- 
gen erteilt. 

Soweit ein Genehmigungs- oder Zulassungsverfah- 
ren besteht, hat nach Nummer 1 Buchstabe b des 
Protokolls der Vertrag für eine bestimmte Kapital- 
anlage erst dann Gültigkeit, wenn die eine Vertrags- 
partei der anderen Vertragspartei notifiziert hat, daß 
das Genehmigungs- oder Zulassungsverfahren ab- 
geschlossen ist. 

Zu Artikel 2 

Nach Artikel 2 gewährt jede Vertragspartei den 
Kapitalanlagen und Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften der anderen Vertragspartei Inländerbe- 
handlung und Meistbegünstigung hinsichtlich ihrer 
Betätigung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen. 

Zur Auslegung des Artikels 2 sind in Nummer 2 a 
des Protokolls Beispiele diskriminierender Maß- 
nahmen aufgeführt. Maßnahmen zur funktioneilen 
Neugestaltung bestimmter Sondergebiete der na- 
tionalen Wirtschaft gelten — sofern sie nicht dis- 
kriminierend sind — nicht als „ungünstigere Be- 
dingungen" im Sinne des Artikels 2. 

Nach Nummer 2 Buchstabe b des Protokolls finden 
die Bestimmungen des Artikels 2 auf die Einreise, 
den Aufenthalt und die Beschäftigung als Arbeit- 
nehmer keine Anwendung. In einem Briefwechsel 
verpflichtet sich die Republik Ruanda jedoch, im 
Interesse der Erleichterung und Förderung von 
deutschen Kapitalanlagen deutschen Staatsangehö- 
rigen, die eine Tätigkeit als Arbeitnehmer in Ruanda 
ausüben wollen, die erforderlichen Genehmigungen 
zu erteilen. 

Nummer 2 Buchstabe c des Protokolls enthält die 
Möglichkeit einer Abdingbarkeit des Artikels 2 in 
gewissem Umfang und unter bestimmten Voraus- 
setzungen. 

Zu Artikel 3 

Nach diesem Artikel genießen Kapitalanlagen vollen 
Schutz und Sicherheit. Enteignungen sind nur zum 
allgemeinen Wohl und gegen volle Entschädigung, 
die tatsächlich verwertbar und frei transferierbar 
sein und unverzüglich geleistet werden muß, zuläs- 
sig. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung und die 
Höhe der Entschädigung müssen in einem ordent- 
lichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 

Unter den Begriff der Enteignung fallen nach Num- 
mer 3 Buchstabe a des Protokolls auch die Über- 
führung einer Kapitalanlage in öffentliches Eigen- 
tum, ihre Unterstellung unter öffentliche Aufsicht 
und ähnliche Eingriffe der öffentlichen Hand. 

Nummer 3 Buchstabe b des Protokolls stellt fest, 
daß die Anwendung der innerstaatlichen Straf- und 
Steuergesetze nicht als Enteignung im Sinne des 
Artikels 3 Absatz 2 anzusprechen ist. 
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Soweit Kapitalanlagen infolge von Krieg, Revolu- 
tion oder Aufruhr Schaden erleiden, gilt hinsicht- 
lich der Entschädigungen hierfür Inländerbehand- 
lung, für den Transfer solcher Entschädigungen 
Meistbegünstigung. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 gewährleistet den Transfer des Kapitals, 
seiner Erträgnisse und im Falle der Liquidation des 
Liquidationserlöses. 

Dies gilt nach Nummer 4 Buchstabe a des Protokolls 
jedoch in bezug auf die Republik Ruanda nur für 
Kapitalanlagen, deren Beitrag zur wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes im voraus durch einen be- 
sonderen Genehmigungsakt anerkannt worden ist. 
Als Liquidation im Sinne des Artikels 4 gilt nach 
Nummer 4 Buchstabe b des Protokolls auch eine 
zwecks vollständiger oder teilweiser Aufgabe der 
Kapitalanlage erfolgende Veräußerung. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Artikels 5 trägt den besonde- 
ren, aus den Gewährleistungsbestimmungen der 
Bundesrepublik sich ergebenden Erfordernissen 
Rechnung. Sie setzt die Bundesrepublik Deutschland, 
wenn sie auf Grund einer Gewährleistung für eine 
in Ruanda vorgenommene und genehmigte Kapital- 
anlage in Anspruch genommen wird, in die Lage, 
die auf sie übergegangenen Rechte des Kapital- 
anlegers im gleichen Umfang wie ihr Rechtsvor- 
gänger geltend zu machen. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 legt fest, daß Transferierungen im Rah- 
men des Vertrages unverzüglich und zu dem Kurs 
zu erfolgen haben, der nach den Bestimmungen des 
Internationalen Währungsfonds für laufende Ge- 
schäfte gilt. Sofern im Zeitpunkt der Transferierung 
ein Umrechnungskurs nach den Bestimmungen des 
Internationalen Währungsfonds nicht besteht, z. B. 
weil eine der beiden Vertragsparteien aus dem 
Internationalen Währungsfonds ausgetreten ist, ist 
der im Verhältnis zum US-Dollar, zu einer anderen 
konvertierbaren Währung oder zum Gold festge- 
legte Kurs oder, falls auch ein solcher Kurs nicht be- 
steht, ein gerechter und billiger Kurs anzuwenden. 
In Nummer 5 des Protokolls ist die Frist festgesetzt, 
innerhalb deren ein Transfer durchgeführt sein 
muß. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt das Verhältnis der Bestimmungen 
des Vertrages zu anderen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen und innerstaatlichen Rechtsvorschriften; 
diese gehen vor, soweit sie eine günstigere Behand- 
lung der Kapitalanlagen als der vorliegende Ver- 
trag vorsehen. 

Von besonderer Bedeutung ist Satz 2, nach dem jede 
Art von Verpflichtung, die eine Vertragspartei in 
bezug auf eine den Bestimmungen des Vertrages 
unterliegende Kapitalanlage übernommen hat, z. B. 
im Wege einer Konzession oder einer privatrecht- 
lichen Vereinbarung, einzuhalten ist; die Verletzung 
einer solchen Verpflichtung stellt hiernach zugleich 


eine Verletzung der durch den vorliegenden Ver- 
trag übernommenen völkerrechtlichen Verpflichtung 
dar. 

Zu Artikel 8 

In Artikel 8 werden die im Vertrag verwendeten 
Bezeichnungen „Kapitalanlage“, „Erträgnisse“, 
„Staatsanghörige“ und „Gesellschaften“ definiert. 
Nummer 6 Buchstabe a des Protokolls beschränkt 
dieAnwendung des Vertrages auf Vermögenswerte, 
die von der Notifikation nach Nummer 1 Buchstabe b 
des Protokolls umfaßt werden. 

Nummer 6 Buchstabe b des Protokolls enthält eine 
Vermutung für den Besitz der Staatsangehörigkeit. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 enthält die Rückwirkung des Vertrages 
auf den 1. Juli 1962. 

Zu Artikel 10 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und 
Anwendung des Vertrages, die nicht durch diploma- 
tische Verhandlungen beigelegt werden können, 
können einem zu bildenden Schiedsgericht unter- 
breitet werden. Der Artikel regelt die Bildung und 
Zusammensetzung des Schiedsgerichts und gibt 
diesem Gericht das Recht, sein Verfahren selbst 
zu bestimmen. 

Zu Artikel 11 

Der Vertrag bleibt auch für den Fall von Ausein- 
andersetzungen zwischen den Vertragsparteien in 
Kraft. Zulässig sind jedoch vorübergehende Maß- 
nahmen, die auf Grund der allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts gestattet sind. 

Zu Artikel 12 

Der Artikel enthält die übliche Klausel über die 
völkerrechtliche Einbeziehung des Landes Berlin. 

Zu Artikel 13 

Artikel 13 regelt Inkrafttreten, Dauer und Beendigung 
des Vertrages. Die Mindestlaufzeit des Vertrages 
beträgt zehn Jahre; eine automatisdie Verlängerung 
ist vorgesehen. Nach Außerkrafttreten des Vertrages 
genießen die bis zu diesem Zeitpunkt vorgenom- 
menen Kapitalanlagen noch für weitere zwanzig 
Jahre den im Vertrag festgelegten Schutz. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll bringt in sieben Nummern Erläuterun- 
gen und bindende Auslegungsvorschriften zu dem 
Vertrage. Abgesehen von den unter den Artikeln 
1 — 4, 6 und 8 bereits erwähnten Bestimmungen ent- 
hält es in Nummer 7 eine Verpflichtung der Ver- 
tragsparteien, die Beteiligung der Seeschiffahrt oder 
Luftfahrt der anderen Vertragspartei an der Be- 
förderung von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage im Sinne des Vertrages 
nicht in wettbewerbswidriger Weise auszuschalten 
oder zu behindern. 

Zu dem Briefwechsel 

Der Briefwechsel über Einreise und Betätigung 
deutscher Arbeitnehmer ist unter Artikel 2 erläu- 
tert. 
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